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Karlsruher Zeitung .

^ ns. Sonntag , 27 . März . 1904 .

Badischer Landtag .

SL . öffentliche Sitzung der Zweiten Kammer
am Samstag den 26 . März 1904 .

Am R e g i e r u n g s t i s ch : Minister des Innern
Or . Schenkel und Geheimer Oberregierungsrat Straub ;
später Betriebsdirektor Engler .

Präsident Or . Gönner eröffnet die Sitzung kurz nach
9V« Uhr vormittags

Sekretär Rohrhurst verliest die Einläufe :
1 . Petition der älteren Bureauassistenten der Großh .

Eisenbahnverwaltung um Gleichstellung mit den von der
früheren Main -Neckarbahn -Verwaltung übernommenen
badischen Beamten ;

2 . Petition des Landesvereins badischer Schaffner um
Verbesserung ihrer Anstellungs - und Einkommensverhält¬
nisse :

3 . Nachtrag zu der Petition des Verbandes badischer
Kaminfegergehilfen um Verbesserung ihrer Lage .

Die Petittonen unter Ziffer 1 und 2 werden der Bud -
getkommission , die Petition unter Ziffer 3 der Petitions¬
kommission überwiesen.

Das Haus tritt hierauf in die Tagesordnung ein :
1 . Beratung über den Antrag der Abgg. Eichhorn und

Gen. , die Errichtung von Arbeiterkammern betr . —
Drucksache Nr . 38 . —

2 . Beratung des Berichts der Kommission für Eisen¬
bahnen und Straßen über die Bitte der Stadtgemeinde
Neuenburg a . Rh . und der Gemeinde Steinenstadt , die
Herstellung eines Bahnüberganges beim Bahnhof Neuen¬
burg betr.

8 . Desgleichen über die Bitte der Gemeinden Grüns¬
feld . Geroldshausen u . A . wegen Erlangung eines Nacht¬
personenzuges Würzburg —Lauda der Odenwaldbahn .

Vom Abg . Or . Wilckens ist ein Schreiben eingekom¬
men , daß er als Vorsitzender des Kreisausschusses Heidel¬
berg an der heute daselbst stattfindenden Kreisausschuß¬
sitzung teilnehmen müsse , und deshalb um Urlaub bitte .

Dieser wird erteilt . F

Den Antrag unter Ziffer 1 der Tagesordnung be¬
gründet

Abg . Horst: Seit einer Reihe von Jahren beschäftigt
sich der Reichstag mit der Frage der Berufsorganisation
der Arbeiter . Aus der Mitte des Reichstags ergingen
Anregungen schon seit 1877, dann 1884/85 u . 1885/86 .
Es folgte der Kaiserliche Erlaß vom Februar 1890 , dann
der Antrag von Lieber und Hitze 1893 . Ein neuer An¬
trag des Zentrums erging 1898, von Hitze begründet .
Daran anschließend stellten die Nationalliberalen 1898
einen solchen Antrag . Die fortschreitende Entwicklung
der wirtschaftlichen Verhältnisse und des öffentlichen Le¬
bens in den modernen Staatengebilden ist in den letz¬
ten Jahrzehnten so kompliziert geworden, daß die ein¬
zelnen im Wirtschaftsleben stehenden Bevölkerungsgrup -
Pen ohne geordnete Organe zur Vertretung ihrer speziellen
Interessen nicht wohl mehr auskommen, und drängt die-
serhalb mehr und mehr zum organischen Zusammen¬
schluß der Angehörigen der einzelnen Berufsgruppen ,Stände und Klassen .

Der Jnterefsenwiderstreit der Bepufsgruppen und
Klassen wird durch die neuen Formen , welche die Indu¬
strie und Verkehrsentwicklung in der Volks- und Welt¬
wirtschaft erzeugt, nicht gemildert. Der Einfluß des ein¬
zelnen Individuums auf die Normen , unter denen das
Wirtschaftsgetriebe sich zu vollziehen hat , und von denen
die Existenzbedingungen des Einzelmenschen wesentlich
abhängig sind, vermindert sich aber in dem Maße , in
dem dieses Getriebe vielgestaltiger wird , und zugleich
machtvolle Faktoren persönlicher und sachlicher Natur
hervorbringt , denen eine weitgehende Einwirkung auf
die Regelung der Erwerbs - und Wirtschaftsverhältnisse
möglich ist . Andrerseits fördert die stetig sich vollziehende
Ausgestaltung der vielfach in einander verschlungenen
Formen der verschiedenen Produktions - und Verkehrs¬
zweige auch wieder die Organisation einzelner Interessen¬
gruppen . Die Zahl der Vereine und Verbände , die sichunter dem Einfluß der/Amwandlungen in der Volks¬
wirtschaft gebildet haben , ist sehr groß . Allen voran istes das große Heer der Jndustriearbeiterschaft , die der
branchen - und berufsweisen Organisation auf moderner
Grundlage die Bahn geebnet hat . Die Zahl derjenigen ,die diesem Gedanken eine Berechtigung nicht zuerkennenwollen, ist in steter Abnahme begriffen. Auch die Re-
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gierungen haben den Vorteil einer geordneten Einfluß¬
nahme der einzelnen Interessengruppen auf die Rege¬
lung bestimmter Wünsche und Anforderungen , die an dle
Gesetzgebung und Verwaltung gestellt werden, erkannt,
darum die großen Interessengruppen und Vertretungs¬
körper mit öffentlich -rechtlichem Charakter . To bestehen
Handelskammern für Handel und Großindustrie , und
Handwerkskammern für Kleingewerbe und Handwerk,
ferner eine Landwirtschaftskammer, der Landwirtschafts¬
rat , endlich Anwalts - und Aerztekaminern. Nur eine
Klasse, die dieser Organisation am dringendsten bedürfte,
entbehrt einer solchen : die Arbeiterklasse. Die wachsende
Bedeutung der Lohnarbeiterklasse, die immer mehr zur
Ausbildung gelangende Arbeitsgesetzgebung, die immer
weiter um sich greifende politische Schulung , die beson¬
ders durch das allgemeine und direkte Wahlrecht gefördert
wird , verlangen gebieterisch nach einer Organisation mit
öffentlich -rechtlichem Charakter für die arbeitende Bevöl¬
kerung.

Wir wollen Arbeiterkammern als eine gesetzliche Ver¬
tretung der Arbeiter , welche ein Recht dazu haben, und
es ist auch der Gerechtigkeit entsprechend , umsomehr, als
alle anderen Berufsgruppen im Reich sich solcher Ver¬
tretungen erfreuen . Wir haben für Handel und Indu¬
strie die Handelskammern , für die Landwirtschaft die
Landwirtschaftskammern , für das Handwerk Innungen .
(Gesellenausschüsse und Handwerkskammern) . Was
allen diesen Berufsgruppen gewährt wird , muß auch dem
industriellen Arbeiterstand werden. Unsere Zeit ist
charakteristisch durch Jnteressenkämpfe. Alle Berufsgrup¬
pen nehmen daran teil . Auch die Arbeiter verlangen ihren
Teil am Fortschritt der Entwicklung. Sie wollen als
gleichberechtigter Faktor gegenüber anderen gelten. Sie
erheben ihre Forderung an die Staatsbehörden , an die
Gesellschaft , an die ^Arbeitgeber ; sie wollen die Wahrung
ihrer Interessen selbst in die Hand nehmen. Unsere ganze
Sozialgesetzgebung ist geschaffen ohne Mitwirkung der
Arbeiter .

Nachdem die wichtigeren, prinzipiellen Ge¬
sichtspunkte dargelegt , wäre die Frage , wie viel Kammern
zu errichten seien . Daß eine nicht ausreicht, wird von
keiner Seite bestritten werden können. Um die verschie¬
denartigen Arbeits - und Lebensverhältnisse der einzelnen
Landesteile zu studieren, würden wir Vorschlägen , vier
solcher Kammern einzurichten. Daß die Kosten dieser
Kammern aus Staatsmitteln zu bestreiten sind , wird auch
von keiner Seite Widerspruch erfahren . Ein Einwand
dürfte auch nicht zu machen sein , daß als Sachverständige
Aerzte und Techniker als beratende Mitglieder zugezogen
werden können. Als Vorsitzende einer solchen Kammer
würden wir die Gewerbe- und Fabrikinspektoren als die
geeignetsten Personen erachten , lieber alle diese Fragen
dürfte leicht eine Einigung zu erzielen sein, wenn nur die
allgemeineren prinzipiellen Fragen geregelt sind . Dieses
gilt auch von der Bestellung eines Sekretärs .

Vor ztt-ei Jahren wurde in diesem Hohen Hause ein
Gesetzentwurf beraten . Berichterstatter war der Abg . Binz .
In seinem dürftigen Bericht sagte er : Diese Materie habe zu
verschiedenen Malen den Reichstag beschäftigt , und könne
nur als Reichssache behandelt werden. Die Regierung
habe des öfteren versprochen , die Sache im Sinne der
Kaiserlichen Erlasse zu behandeln, und nur noch keine
Zeit durch Ueberlastung mit anderer Arbeit gehabt. Ich
meine, wenn es sich darum handelt , eine speziell die Ar¬
beiterinteressen berührende Organisation zu schaffen,
müßte man schon viel weiter gekommen sein als bisher .
Bis heute ist noch nichts geschehen. Jetzt müßte man end¬
lich vorwärts kommen . Auch andere deutsche Staaten
haben sich damit beschäftigt und sich auf den Standpunkt

gestellt , daß es Retchssache sei . Wir glauben , wem , seit
14 Jahren nach dem Februarerlaß nicht geschehen ist,
so wird auch fernerhin nichts geschehen, und es ist Sache
der Einzelstaaten, jetzt vorzugehen. Entweder sollte die
Regierung im Bundesrat dahin wirken, oder der badische
Staat sollte selbst die Sache in die Hand nehmen . Wenn
man für die Aerzte eine Organisation fertig bringt , wird
man auch für die Arbeiter eine solche fertig bringen.
Wirken Sie dahin mit , daß der soziale Friede und die
soziale Gerechtigkeit , für die auch Sie immer eintreten , da- i
durch jetzt mächtig gefördert wird , daß die Arbeiterkam¬
mern gesetzlich eingeführt werden. (Beifall bei den So-
zialdemokraten.)

Minister des Innern Or . Schenkel gibt folgende Er¬
klärung ab :

„ In der Sitzung des Reichstags vom 30 . Januar 1904
hat in Beantwortung einer von dem Abg . Trimborn und
Gen . wegen Errichtung von Arbeitskammern eingebrach - '
ten Interpellation der Staatssekretär des Reichsamtes des «
Innern auf die Kaiserliche Botschaft vom 4 . Februar I
1890 Bezug genommen, wonach die Schaffung von Arbei - f
tervertretungen in Aussicht genommen ist , um den Ar - k
Leitern Gelegenheit zu geben , in friedlicher Weise irre >
Wünsche und Interessen sowohl gegenüber den Arbeit- l
gebern, wie gegenüber den Behörden zu vertreten . Da- t
bei hat der Staatssekretär bemerkt, daß durch den 8 7ö,
Absatz 2 des Gewerbegerichtsgesetzes , wonach die Gewec-
begerichte in gewerblichen Fragen Anträge an Behörden
und an gesetzgebende Körperschaften der Bundesstaaten
oder des Reichs richten können , bereits ein grundlegender !
Schritt zur Bildung solcher Arbeitervertretungen gesche- !
Herr sei . Endlich hat der Staatssekretär Namens der Ver - i
kündeten Regierungen erklärt , daß dieselben bereit seien,
auf dieser Grundlage Arbeitervertcelungen auszubauen ,
welche dem allgemeinen Grundsätze der genannten kaiser-
lichen Botschaft entsprechen .

Hiernach steht in Aussicht , daß die Schaffung von Ar- >i
beitervertretnngen von den Organen der Reichsgewalk in f
die Hände genommen wird . Tie Großh . Regierung ist i
bereit, im Bundesrate dazu mitzuwirken , daß von Reichs- i
wegen Vorschriften erlassen werden, welche es den gewerb - !
lichen Arbeitern möglich machen , durch geordnete Vertue - i
tungen (Arbeits - oder Arbeiterkammern ) ihre Wünsche ,
und Anschauungen bezüglich der die Interessen der Arbei - ^
ter betreffenden Angelegenheiten zur Kenntnis der maß- !
gebenden Behörden und Organe zu bringen . Bei dieser ,
Sachlage hat die Großh . Regierung zurzeit keinen Anlaß,
über eine etwaige landesrechtliche Regelung des gleichen
Gegenstandes Entschließung zu treffen .

"

Meine Herren , die Sache hat ihre großen Schwierig¬
keiten . Sie sehen das schon daraus , daß es schon längere
Zeit trotz des Wohlwollens , das von verschiedenen Par¬
teien und Regierungen einer geordneten Lösung dieser

'

Frage entgegengebracht wird , noch nicht gelungen ist ,
einen Entwurf mit Aussicht auf Billigung im Reichstag
durchzubringen. Sie sehen dies auch daraus , daß dieje¬
nigen Herren , die vor zwei Jahren die Errichtung der
Arbeitskammern hier im Landtag zur Sprache gebracht ;
haben, und jetzt wieder einen auf Errichtung von Arbeiter- ^
Vertretungen abzielenden Antrag stellen , in einem grund - ^
sätzlich wichtigen Punkt heute eine Auffassung vertreten , f
welche von der vor zwei Jahren ihrem Anträge zu Grund i
liegenden vollständig abweicht . Vor zwei Jahren waren !
sie der Ansicht, es solle eine Organisation für Arbeiter
und Arbeitgeber gemeinsam geschaffen werden ; heilte da¬
gegen meinen sie , man solle lediglich eine Organisation
errichten, in der ausschließlich die Arbeiter vertreten sind.
Ich begreife sehr Wohl, daß man über diese Frage verschie¬
dener Ansicht sein kann . Wer ich meine, gerade wenn die
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Gruppe der Hauptbeteiligten in kurzer Zeit über einen so
wichtigen Punkt ihre Ansicht ändert , so weist das gerade
darauf hin, wie schwierig eine endgültige Regelung ist,
die alle Teile befriedigt . Tie Großh . Regierung hält eine
Regelung der Arbeitervertretung für zweckmäßig
und wünschenswert und glaubt , daß diese Frage möglichst
einheitlich für das Reich im Wege der Reichsgesetzgebung
geregelt werden soll . Nachdem der Vertreter der Reichs¬
leitung vor wenigen Monaten in Uebereinstimmung mit
den Verbündeten Regierungen erklärt hat , es werde nun¬
mehr versucht werden, im Anschluß an die Gedanken, die
in der Kaiserlichen Botschaft von : 4 . Februar 1890 nie¬
dergelegt sind , eine solche Organisation von Arbeiterver¬
tretungen im Wege der Erlassung von reichsrechtlichen
Vorschriften auszubauen , wird die Großh . Regierung
ferner dabei Mitwirken, und zwar in dem Sinne , daß
die gewerbliche Arbeiterschaft in derartigen Organen ihre
geordnete Vertretung finden, und daß es diesen Organen
ermöglicht werden soll, die Wünsche und Anschauungen
der Arbeiter in den ihre Interessen betreffenden Ange¬
legenheiten zur Kenntnis der maßgebenden Organe und
Behörden zu bringen . Eine Garantie dafür , daß auf
dem Wege der Reichsgesetzgebung etwas zustande kommt,
kann natürlich die Großh . Regierung , die immerhin einen
nicht so großen Bruchteil der Verbündeten Regierungen
ausmacht , nicht übernehmen, zumal es hauptsächlich auch
darauf ankommt, in welcher Weise der Reichstag bei der
Regelung dieser Materie mitzuwirken geneigt ist .

Uebrigens muß ich zum Schlüsse noch darauf aufmerk¬
sam machen , daß es jetzt schorj für die Zwischenzeit , wo
wir eine derartige Organisation nicht haben, keineswegs
an Organen der Arbeiterschaft fehlt, die in der Lage
find , zutreffendenfalls die Wünsche und Anschauungen der
Arbeiter zur Kenntnis der maßgebenden Organe
und Behörden zu bringen . Schon vorhin habe ich er¬
wähnt, daß die Beisitzer des Gewerbegerichts auf Grund
des 8 75 des Gewerbegerichtsgesetzes bei der Stellung
von Anträgen Mitwirken können, die bezüglich der die
Interessen der Arbeiter betreffenden Angelegenheiten an
die Behörden und die gesetzgebenden Körperschaften ge¬
richtet werden. Aber es besteht außerdem noch in mehr¬
facher Hinsicht schon jetzt die Möglichkeit , daß in solchen
Angelegenheiten Vertretungen der Arbeiterschaft zum
Wort kommen , und zwar auf Grund reichsgesetzlicher und
landesrechtlicher Bestimmungen , wie auch nach bestehen¬
den Hebungen. Vor allem bat die Gewerbeordnung bei
der Neuerrichtung von Handwerkskammern ausdrücklich
bestimmt , daß bei jeder Handwerkskammer ein Gesellen¬
ausschuß zur Vertretung der Arbeiterinteressen mitzu¬
wirken hat . Sodann ist in Baden , als im Jahre 1893
eine zentrale Vertretung für die Interessen des Gewer¬
bes in dem Landesgewerberat geschaffen wurde , im Z 3
Ziffer 4 der betreffenden Verordnung ausdrücklich be¬
stimmt worden, daß der Landesgewerberat auch Vertre¬
ter der Arbeiterschaft enthalten solle , und zwar entnom¬
men aus den Arbeitern , die Beisitzer von Gewerbegerich¬
ten oder Mitglieder von Vorständen der Krankenkassen
sind . Es ist ja freilich richtig , daß dieser Landesgewerbe¬
rat bisher nur selten einberufen worden ist ; wir sind
aber zurzeit gerade damit beschäftigt , diese zentrale Ver¬
tretung des Gewerbes neu zu organisieren und dafür zu
sorgen , daß sie in Zukunft bei der Beratung der für das
Gewerbe wichtigen Fragen berufen werden kann . Hierzu
ist die Zeit gekommen , nachdem die Entwicklung der
Handwerkerorganisationen ihren Abschluß gefunden hat .
Bei der Neuregelung der Vorschriften über den Landes¬
gewerberat werden wir wiederum dafür sorgen, daß die
Arbeiterschaft eine geordnete Vertretung in diesem Or -
gan findet. Endlich aber mache ich darauf aufmerksam,
daß nach bestehender Hebung schon seither die Großh .

Regierung in der Regel Vertreter der Arbeiterschaft ge¬
hört hat , wenn es sich darum handelte, wichtige Verord¬
nungen und sonstige Maßnahmen zu erlassen, die die
Interessen der Arbeiterschaft berührten ; es ist dies z . B .
auch bei der neulich erschienen Verordnung über den
Schutz der Bauarbeiter der Fall gewesen .

Präsident Or . Gönner teilt sodann mit , daß ein neuer
Antrag eingekommen ist, der von den Abgg. Or . Binz,
Or . Blankenhorn , Fehrenbach und Zehnter unterzeichnet
ist . Derselbe lautet :

Die Zweite Kammer wolle beschließen, die Großh . Re¬
gierung zu ersuchen :

1 . im Bundesrat dafür zu wirken , daß tunlichst bald
reichgesetzlich Arbeiterorganisationen im
Sinne des Kaiserlichen Erlasses vom 4 . Februar
1890 geschaffen werden:

2 . für den Fall , daß die bei der Reichsbehörde zurzeit
im Gange befindlichen , auf Schaffung der in Zif¬
fer 1 bezeichneten Organisationen gerichteten Be¬
strebungen ohne Aussicht auf Erfolg verlaufen , dem
Landtag alsbald den Entwurf eines Gesetzes vor¬
zulegen, durch welche ., Organisationen der in Zif¬
fer 1 angegebenen Art für das Großherzogtum ins
Leben gerufen werden.

Abg . Or . Binz erhält zur Begründung des Antrags
das Worte : Auf dem letzten Landtag ist anläßlich der Be¬
ratung dieser Materie zutage getreten, daß in diesem
Hohen Hause keine Meinungsverschiedenheit darüber be¬
steht , daß die Schaffung einer gesetzlichen , und zwar in
erster Linie reichsgesetzlichen, Berufsorganisation des
Arbeiterstandes angestrebt werden muß . Es war auf
dem letzten Landtag von der sozialdemokratischen Frak¬
tion ein Jnitmtivgesetzesvorschlag gemacht worden , er
wurde nach Ostern eingebracht , und die Kommission hat
erst gegen Schluß des Landtags sich mit jenem Jnitiativ -
gesetzesvorschlag beschäftigen können . Die Kommission
kam zu dem Ergebnis , daß es nicht angängig sei , in
eine materielle Erörterung über die einzelnen Vorschläge
des sozialdemokratischen Gesetzentwurfes einzutreten , weil
die maßgebenden Faktoren des Reiches eben im Begriffe
stünden, diese Materie zu beraten und wenn irgend mög¬
lich . ihn einer gesetzlichen Regelung entgegenzuführen . Es
ist daher begreiflich , wenn der Bericht der Kommission, der
von mir erstattet wurde, verhältnismäßig kurz ausge¬
fallen ist , und es scheint bcmnach die Rüge , die ihm der
Abg . Horst zuteil werden ließ, indem er bemerkte, der
Bericht sei sehr dürftig ausgefallen, nicht angebracht . Er
konnte nicht umfangreicher ausfallen , weil die Kom¬
mission zu dem Ergebnis gelangt war , daß dem Gesetz-
entwarf materiell gar nicht näher zu treten fei . Im übri¬
gen ist in dem Bericht die einstimmige Ansicht der Kom¬
mission zum Ausdruck gelangt — und es ist auch von sei¬
ten der Negierung dagegen kein Widerspruch erhoben
worden — , daß die Schaffung einer Berufs¬
organisation der Arbeiterschaft von Reichswegen eins drin¬
gende Notwendigkeit sei .

Wie diese Organisation im einzelnen beschaffen sein
solle, das zu erörtern , ist heute kaum der richtige
Zeitpunkt , und kaum genügend Anlaß gegeben , zumal
nach den Erklärungen der Großh . Regierung . Es ist
bekannt, daß der Reichstag und die Reichsregierung sich
angelegentlich mit der Behandlung dieser Materie be¬
schäftigen .

Im Reichstag sind wiederum Initiativanträge einge¬
bracht worden, von der sozialdemokratischen Partei in Ge¬
stalt eines Jnitiativgesetzesvorschlags, und wenn etwas
geeignet wäre , uns davon abzuhalten, hier in eine ein¬
gehende und maßgebliche Erörterung der einzelnen Be¬
stimmungen eines so schwierigen Gesetzeswerks einzutre -
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ten, so wäre es die Wahrnehmung , daß auch in dem von
der sozialdemokratischen Fraktion im neugewählten Reichs¬
tage gemachten Gesetzesvorschlag nicht etwa eine Organi¬
sation nach der Auffassung der sozialdemokratischen Frak¬
tion dieses Hauses ins Auge gefaßt ist, sondern eine Or¬
ganisation in Arbeitskammern , in denen Arbeitnehmer
und Arbeitgeber vertreten sind . Sie sehen, Ihre eigenen
Gesinnungsgenossen im Reichstage stehen nicht auf dem
gleichen Standpunkt , wie Sie . Daß die Materie außer¬
ordentlich schwierig ist , brauche ich nicht darzulegen.
Der Herr Minister hat bereits auf einzelne Gesichtspunkte
hingewiesen. Sgll die Organisation ersprießlich und se¬
gensreich gestaltet werden, so bedarf eS reiflicher Ueber-
legung . Wir , die wir die 'en Antrag eingebracht haben,
gehen davon aus , daß es rächt angängig ist, in dem einen
Punkt — nämlich, ob eil re ausschließlich aus Arbeitern
gebildete Organisation , oder eine aus Arbeitern u . Arbeit¬
gebern bestehende Vertretung geschaffen werden soll —-
sich festzulegen . Es liegt kein Grund vor , dem Reichstag
in dieser Beziehung vorzugreifen . Ebensowenig scheint
es uns angängig , der Großh . Regierung eine festbestimmte
Frist zu setzen, nach deren Umlauf sie einen Gesetz¬
entwurf zum Zwecke der Regelung der Angelegen¬
heit für das Grotzherzogtum Baden dem Landtag vorzu¬
legen hätte . Wir sind allerdings der Meinung , daß, wenn
die Bestrebungen, die nunmehr von fast allen Parteien des
Reichstags und auch von der Reichsregierung betätigt
werden, wider alles Erwarten fruchtlos bleiben sollten ,
dann an eine landesgesetzliche Regelung herangetreten
werden muß .

Der Herr Minister hat darauf hingewiesen, daß schon
jetzt den Arbeitern Gelegenheit gegeben sei , ihre Wünsche
und Beschwerden zur Kenntnis der maßgebenden Organe
und Behörden zu bangen . So zutreffend das ist, so
sind wir doch der Meinung , daß diese Gelegenheiten als
ausreichend nicht anerkannt werden können , sondern daß
ähnlich wie dies bereits für die Handwerker geschehen,
auch für die Arbeiter eine auf breiter demokratischer
Grundlage aufgebaute Organisation geschaffen werden
sollte . —

Der Antrag Eichhorn erweckt auch , abgesehen von der
Festlegung auf Arbeiterkammern und der unzweckmäßigen
Setzung einer bestimmten Frist , noch Bedenken mehr for¬
meller Art , die ihn als nicht annehmbar erscheinen lassen .
(Redner führt dies im einzelnen aus . ) (Zwischenruf. ) Es
sind dies keine Spitzfindigkeiten, sondern Inkorrektheiten ,
die sich aus dem Wortlaut des Antrags ergeben, wenn auch
zuzugeben ist, daß nach der Meinung der Antragsteller es
nicht so gewollt war .

Tie angeführten materiellen und formellen Bedenken
haben uns also bestimmt, den vorhin verlesenen Antrag
einzureichen . Ich möchte glauben , daß das Hohe Haus ,
entsprechend den auf dem letzten Landtag einmütig zum
Ausdruck gebrachten Anschauungen, diesem Antrag zu¬
stimmen wird .

Abg . Eichhorn : Der Kollege Binz hätte sich seine Advo¬
katenkniffe sparen können, wenn er gegen unseren Antrag
zu Felde gezogen ist . Wir wissen , was Sie wollen.
(Glocke des Präsidenten .)

Präsident Or . Gönner : Es ist nicht zulässig , mit der¬
artigen Ausdrücken sofort wieder eine Stimmung in das
Haus hineinzutragen , zu der gar kein Anlaß vorhanden
ist . Der Ausdruck „ Advokatenkniffe" gegenüber einem
Abgeordneten, der hier eine Rede entsprechend seiner
Ueberzeugung gehalten hat , ist verletzend , ich muß ihn
rügen .

Abg. Eichhorn: Wenn ich zu dieser Bemerkung ge¬
kommen bin , und wenn der Herr Präsident meint, ich
trage eine Stimmung in das HguZ hinein, zu der kein An¬

laß vorhanden sei , so muß der Herr Präsident mir über¬
lassen , was für eine Empfindung ich von der Begründung
des Antrags der Abgg. Zehnter und Binz durch den letz¬
teren gehabt habe.

Präsident Or . Gönner : Ich habe das deshalb gesagt ,
weil der Abg . Eichhorn schon bei einer anderen Gelegen¬
heit gegenüber dem Abg . Binz eine ganz ordnungswidrige
Animosität gezeigt hat . Ich wollte verhüten , daß eine
derartige Stimmung jetzt wieder Platz greift .

Abg . Eichhorn: Es wäre besser gewesen vom Herrn
Präsidenten , wenn er diesen Fall nicht erwähnt hätte.
(Glocke des Präsidenten .)

Präsident Or . Gönner verbittet sich derartige Aus¬
drücke Ich habe darüber zu entscheiden , was vom Prä¬
sidentenstuhl aus zu sagen ist, und nicht der Abg Eich¬
horn .

Abg . Eichhorn: Ich mutz . . . .
Präsident Or . Gönner : Ich verbitte mir jeden Ein¬

wand gegen präsidiale Entscheidungen,
" sonst werde ich

den Abg . Eichhorn zur Ordnung rufen .
Abg. Eichhorn : In Zukunft werde ich mich gegenüber

einer derartigen Behandlung beschwerdeführend an das
Haus wenden. Der Abg . Binz ist wegen seiner Beleidi¬
gung seinerzeit nicht zur Ordnung gerufen , vielmehr ist
von dem damaligen ersten Vizepräsidenten erklärt worden,
er habe darin keine Beleidigung gefunden. Ich dagegen
wurde, als ich die Beleidigung erwidert habe, zur Ord¬
nung gerufen .

Präsident I) r . Gönner bemerkt, daß es Sache des Prä¬
sidenten sei , zu entscheiden , ob er eine Beleidigung in §ec
Aeußerung eines Abgeordneten sehe oder nicht .

Abg . Eichhorn : Dann sind wir also schutzlos.
Präsident vr . Gönner : Der Herr Vizepräsident hat

damals eine Beleidigung in der Aeußerung des Abg .
Binz nicht gefunden. Dagegen enthielt der von dem Abg .
Eichhorn gebrauchte Ausdruck eine eklatante Beleidigung ,
deswegen mußte ich ihn rügen . Ich bitte jetzt aber , in
der Diskussion fortzufahren .

Abg . Eichhorn : Ich werde bei einer anderen Gelegen¬
heit darauf zurückkommen . Nach der Begründung , die
der Abg . Binz dem Antrag Zehnter und Gen . gegeben
hat , insbesondere nach den Angriffen gegen den Wort¬
laut und die formelle Fassung unseres Anrrags , kann ich
nichts anderes herauslesen , als die bestimmte Tendenz :
Wir wollen Euerem Antrag nicht zustimmen, und suchen
nach irgend einem Ausweg , um uns mit Anstand um diese
Zustimmung herumzudrücken. Es ist uns gesagt worden,
wir hätten unsere Haltung innerhalb der letzten zwei
Jahre geändert zwischen Arbeitskammern und Arbeiter¬
kammern . Auch der Herr Minister hat geglaubt , uns
dies gewissermaßen vorwerfen zu können . Ich habe indes
vor zwei Jahren anläßlich der Begründung des Gesetzes¬
vorschlags, betreffend die Errichtung von Arbeitskam¬
mern , ausdrücklich darauf hingewiesen, daß wir uns auf
Arbeitskammern nur deswegen festlegten, um Ihnen ent¬
gegenzukommen. Wir stehen mit der sozialdemokratischen
Fraktion des Reichstages von jeher auf dem Standpunkt ,
daß neben Handels - und Handwerkerkammern auch
reine Arbeitskammern gegründet werden sollen . Wenn
wir trotzdem vor zwei Jahren Arbeitskammern verlang¬
ten, so war das eine Konzession an Sie , an die sogenannte
herrschende Gesellschaft . Wir glaubten , daß viele Herren
von Ihrer Seite einer Organisation zustimmen würden,
in der auch die Unternehmer das Recht haben, mitzu¬
sprechen . Nun ist unser Entwurf vor zwei Jahren aus
denselben nichtigen Gründen , die heute der Abg . Binz
voracbracht hat , abgelohnt worden . Wir haben, schon, da-



nrals gesagt : Das sind keine Gründe , man will nicht . Da¬
mals hatte man das formelle Recht, zu sagen, wir wollen
warten, bis der Reichstag kommt. Wieder sind zwei Jahre
fruchtlos verstrichen . Es werden 4, 6, 8 Jahre vergehen,
und wir haben immer noch keine Vertretung . Nachdem
nun ein Vierteljahrhundert die Frage der Arbeitervertre¬
tung im Reichstage erörtert wurde , alle Parteien Gele¬
genheit hatten , Stellung zu nehmen und von der Not¬
wendigkeit der Arbeitervertretung überzeugt sind , da kön¬
nen wir doch wirklich verlangen , daß jetzt ein rascheres
Tempo eingeschlagen wird . Die Frist von zwei Jahren
ist nicht zu kurz . Bei gutem Willen hätte man schon vor
10 bis 20 Jahren etwas schaffen können. Will man nicht
die reinen Arbeiterkammern , so versuche man es mit Ar-
beitskammern. Wenn man dann erfährt , daß darin der
reine Wille der Arbeiter nicht zum Ausdruck kommt, kann
man ja eine Aenderung vornehmen . Die Reichsgesetz¬
gebung hat an der sozialen Gesetzgebung kolossale Aende -
rungen vorgenommen, und wird hoffentlich noch weitere
vornehmen. Wenn es da möglich ist , warum sollte es
nicht auch hier möglich sein ? Man hat aber nicht , aus Un¬
klarheit gezögert — es werden ja Gesetze in die Welt ge¬
setzt, die so stümperhast zusammengebaut sind , daß man
wahrhaftig nicht die Ausrede gebrauchen kann, man müsse
bis zur vollständigen Klärung der Ansichten zuwarten .
Hier hat es an dem guten Willen gefehlt, und ich konsta¬
tiere, nachdem Sie wiederum auf diese Weise um diesen
Antrag herum gehen , daß bei Ihnen nur der gute Wille
fehlt Ihr Antrag ist ein Verlegenheitsantrag , den Sie
nicht stellen könnten, wenn Äie es mit Ihren Worten ehr¬
lich meinten. (Zuruf im Zentrum : Das müssen wir uns
doch verbitten !)

Präsident Or . Gönner : Schon wieder ist ein sehr ver¬
letzender Ausdruck gefallen. Ich muß den Abg . Eichhorn
dringend bitten, bei der Ordnung des Hauses zu bleiben.

Abg. Eichhorn: Wer in den Bericht der Fabrikinspek¬
tion einen Blick hineingeworfen hat , der sieht , daß alle
schönen Reden gegen uns und die optimistische Auffassung
des Herrn Ministers über die Verhältnisse der Arbeiter in
schlagendster Weise durch das Jnspektorat widerlegt wer¬
den . Es ist geradezu skandalös, wie die Arbeiter hier in
Baden behandelt werden. Die heutigen Vertretungen der
Arbeiter in den Handwerkerkammern, im Landesgewerbe¬
rat und in den Gewerbegerichten sind keine richtigen Ver¬
tretungen . Diese Vertretungen haben bisher fast voll¬
ständig versagt. Bedeutungslos ist die Gesellenvertre¬
tung bei den Innungen , ebenso wie bei den Handwerker¬
kammern. Auch in anderen Staaten hat man den Ver¬
such gemacht , z . B . in Hessen, was man aber unternom¬
men hat , genügt nicht . Nun ist die Sache dringend und
weil nichts geschieht von anderer Seite , stellten wir un¬
seren Antrag und hofften auf einstimmige Annahme . Nach
den Versprechungen von verschiedenen Seiten in der Ver¬
fassungskommission mutzten wir annehmen , daß Sie uns
dankbar sind für diesen Antrag . Die Regierung hat schon
sehr oft einmütig ausgesprochenen Wünschen dieses Hauses
nur in halber oder Viertels Form entsprochen . Ich er¬
innere nur an die Wahlrechtsvorlage . Wenn die Regie¬
rung jetzt mit Arbeitskammern gekommen wäre , so hätte
man ja darüber reden können und die Sache wäre bei uns
in Fluß gebracht worden. Wir haben noch nie zu denen
gehört, die aus reiner Negationslust etwas zurückgewie¬
sen haben, was wir als Fortschritt erkannt haben . Bet
Ihrem Antrag werde ich die Empfindung nicht los , daßes sich dabei nur darum dreht , die unangenehme Situa¬
tion los zu werden, für einen sozialdemokratischenAntrag
zu stimmen. Wenn Sie unseren Antrag niederstimmen,werden Sie es deshalb tun , weil Sie , wie ich zufällig von
einem von Ihnen gehört habe, sich nicht an den sozial¬
demokratischen Triumphwagen spannen lassen wollen.

Abg. Hoffman« : Wir Demokraten bekundeten schon
auf dem letzten Landtag unser Interesse durch Zustim¬
mung zum soz .-dem . Gesetzesvorschlag , soweit er annehm¬
bar war , wir erachteten aber diese Angelegenheit für so
wichtig , daß wir einen eigenen Antrag einbrachten, in
welchem wir die Regierung ersuchten , einen diesbezüg-
lichen Gesetzesentwurf einzubringen . Leider fand unser
Antrag nicht die Unterstützung des Hauses . Ich bin auch
jetzt in der Lage, gegenüber dem sozialdemokratischenAm,
trag unsere Zustimmung zu erklären, sollte aber dieser die
Mehrheit nicht finden, so werden wir für den Antrag
Zehnter stimmen.

Abg . Zehnter : Ich glaube, die Art , wie der Abg . Eich¬
horn auf die Rede des Abg . Binz erwidert hat , wird
sehr wenig dazu dienen , die Bestrebungen zu fördern , die
auch der Abg . Eichhorn für fördernswert hält . Ich glaube,wir haben allen Grund , uns in diesem Hause gegen das
Auftreten des Abg . Eichhorn zu wehren und Front da¬
gegen zu machen. Der Abg . Eichhorn spielt sich hier auf
wie der kleine August Bebel. Er betrachtet unfern Land¬
tag nicht als eine Vertretung des badischen Volkes , son¬dern als einen sozialdemokratischen Parteitag . Ich für
meine Person verwahre mich entschieden gegen eine der¬
artige Auffassung . Man bekommt den Eindruck, als
habe es der Abg . Eichhorn mit fernem schroffen Auftre¬ten nur daraus abgesehen , draußen im Lande unter dem
Volke Stimmung für sich und seine Partei zu machen .Da pflegt man ja bei solchen Reden zu sagen: „Der hat
es ihnen aber wieder einmal gehörig gesagt .

" So viel
über das Auftreten des Abg . Eichhorn , der weder Rechte
des Präsidenten noch Rechte der Mitglieder des Hauses
kennt und achtet, sondern über alles mit souveräner Ver¬
achtung wegschreiten zu können glaubt . Diese Art ist
charakteristisch dafür , wie die sozialdemokratische Partei
fremde Rechte achtet und beachtet.

Nun komme ich zur Sache selbst. Der Abgeordnete
Eichhorn behauptet, wir hätten keinen Grund gehabt , einen
von ihrem Antrag abweichenden Antrag zu stellen . Der
Abg. Binz hat aber bereits die Gründe hierfür darge¬
legt, und ich will kurz darauf zurückkommen . In erster
Reihe wollten wir uns nicht auf die Arbeiterkammern
festlegen . Wir haben aus der Begründung des Abg.
Horst gehört , daß eine Aenderung der Anschauungenstatt-
gefunden hat ; denn der Abg . Horst hat einen erheblichen
Teil seiner Ausführungen darauf verwendet , zu begrün¬
den , warum sie jetzt Arbeiterkammern verlangen,
während sie auf dem letzten Landtag Arbeitskammern
verlangten . Wir glaubten, diese Aenderung der Anschau¬
ung schon ans der Fassung des Antrags entnehmen zukönnen , und waren der Meinung , daß man sich in dieser
Weise nicht festlegen dürfe , und deshalb haben wir in
unserem Antrag die allgemeinere Form Berufsorganisation
gebraucht . Nicht bloß in der sozialdemokratischen Partei
haben die Anschauungen über die Form der Organisation
gewechselt , sondern auch beim Zentrum . Als im Jahre1893 zuerst der Abg . Hitze einen Entwurf einbrachte,
stand das Zentrum auf dem Standpunkt der Arbeiter¬
kammern , und wenn ich mich recht erinnere, hat der Abg.
Horst einen Ausdruck gebraucht , den damals oder im
Jahrs 1895 auch der Abg . Hitze gebrauchte . Auch im
Jahre 1895 ist das Zentrum auf dem Standpunkt ge¬
standen , daß Arbeiterkammern das Richtige seien . In¬
zwischen ist eine Aenderung der Anschauung eingetreten.
Man hält es neuerdings für das richtigere , Arbeits¬
kammern zu schaffen . Und wen man die Entwicklung
der Dinge betrachtet , so ist es auch ganz erklärlich , daß
man von den Arbeiterkammern zu Arbeitskammern
überging. Wir sehen jetzt schon , daß auf der einen Seite
die großen Organisationen der Arbeitgeber , auf der
andern Seite die großen Organisationen der Arbeitnehmer
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sich gegenüberstehen. Zuerst waren es die Gewerkschaften ,
die sich zu einer starken Organisation entwickelten und denen
gegenüber die industriellen Arbeitgeber vielfach der schwächere
Teil waren . Jetzt sind aber auch die Unternehmer dazu
gekommen . Unternehmerverbände zu gründen , und wir
sehen jetzt das entgegengesetzte Bild , daß die Arbeitgeber
die Stärkeren sind und infolge davon kein Streik in der
letzten Zeit zu irgend einem im Sinn der Arbeiter er¬
folgreichen Ergebnis mehr geführt hat . Wenn man also
sieht, daß auf beiden Seiten getrennte Jnteressenorgani -
sationen separiert einander entgegenstehen, dann kann man
doch zu der Ucberzeugung kommen , daß es nicht das
Richtige sein würde , diese Gegensätze noch mehr auszu¬
bilden durch Schaffung von reinen Arbeiterkammern.
Die Erfahrungen haben gezeigt, daß vielleicht es das Richtigere
ist, die Arbeitnehmer und Arbeitgeber, deren Interessen
im Endpunkt doch solidarisch sind , in einer einzigen Kam¬
mer , der Arbeitskammer zu vereinigen . Ater vom
Standpunkt des grünen Tisches aus können diese Fragen
nicht entschieden werden. Da muß man die Organisationen
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer hören . Ich für meine
Person getraue mir nicht , in diesem Augenblick diese Frage zu
entscheiden , und deswegen haben wir vollen Grund gehabt,
uns nicht auf etwas Bestimmtes festzulegen. Daß aber die
Herren von der Sozialdemokratie in ihrem Antrag der
Meinung gewesen sind , sich auf etwas festlegen zu müssen ,
das glaubten wir daraus entnehmen zu können , daß die
Herren eine Schwenkung vorgenommen haben im Ver¬
gleich zu ihrem Verhalten im letzten Landtag . Uns aber
den Vorwurf der Unehrlichkeit zn machen , ist durchaus
ungerechtfertigt. Es mag sein , daß man seitens der Reichs¬
regierung zu Zeiten nicht sonderlich gewillt war . die Ge¬
danken des kaiserlichen Erlasses in der hier fraglichen
Richtung mit besonderer Beschleunigung zu verwirklichen ,
wohl deshalb , weil män fürchtete , daß diese Organisationen
von den Sozialdemokraten ausgebeutet würden. Nachdem
aber in dem gegenwärtigen Reichstag die Erklärung ab¬
gegeben worden ist , daß bereits Schritte auf diesem Ge¬
biete unternommen sind , kann man der Reichsregierung
jedenfalls jetzt nicht den Vorwurf macken , daß sie nicht
gewillt sei , die kaiserliche Botschaft ansziiführen . Was
aber die einzelnen Parteien anlangt , so hat man keinen
Grund , dem Zentrum und der nationalliberalen Partei —
die letztere war in diesem Punkt allerdings immer geteilter
Meinung — den Vorwurf zu machen , sie hätten auf diesem
Gebiete keine ernsthafte Arbeit geleistet.

So einfach liegen die Dinge wirklich nicht , wie der Abg .
Eichhorn es sich darstellt . Die Sozialdemokraten machen
es sich ja leicht bei der Gesetzgebung . Sie stellen die wei¬
testgehenden Anträge , sie machen den Leuten den Himmel
vor , die Sorge für die Ausführung aber überlassen sie den
anderen Leuten . Das ist die alte sozialdemokratische
Praxis seit einem halben Jahrhundert . Wie schwierig die
Materie ist , das geht ja aus der Verschiedenheit der An¬
sichten über ihre Regelung hervor . Die einen wollen Ar¬
beiterkammern , die anderen Arbeitskammern . Die einen
meinen, man solle die Sache angliedern an die Gewerbe¬
gerichtsgesetzgebung . Die anderen meinen an das Knapp¬
schaftsprinzip, wieder andere an die Berufsgenossenschaf-
ten . Die einen wollen berufliche Organisationen , andere
uichtberufliche. Das sind Dinge , die geprüft werden müs¬
sen , und die man nicht über das Knie abbrechen kann.

Was den zweiten Punkt anbelangt , der uns zu unserem
Antrag bestimmte, der ist der, daß wir es nicht für
richtig hielten , strikte zu verlangen , daß die Regierung
einen Entwurf schon dem nächsten Landtag vorlegen solle.
Wir glauben , daß , nachdem ernsthast seitens der Reichs¬
regierung eins Aktion eingeleitet ist , man nicht durch
Oueraktionen in den einzelnen Landtagen diese Dinge

stören soll, sondern ruhig abwarten soll, ob aus der ein-
geleiteten Aktion etwas herauskommt . Ueber das werden
Sie doch einig sein , daß eine derartige , lediglich durch Lan¬
desgesetzgebung geschaffene Organisation ein höchst un¬
vollkommenes Bild ist von dem , was die Kaiserliche Bot¬
schaft als erstrebenswert hingestellt hat . Die ganzen Ar¬
beiterverhältnisse sind ja durch Reichsgesetzgebung geregelt.
Was wollen Sie nun machen , wenn ein badisches Arbeiter¬
kämmerlein ins Leben tritt ? Es kann ja gar keinen Ein¬
fluß ausüben auf die Reichsgesetzgebung . Es kann viel¬
leicht kleinere Wünsche Vorbringen und kann als Eini¬
gungsamt wirken. Aber als Einigungsämter haben wir
ja bereits die Gewerbegerichteund für die Handwerker die
Handwerkskammern und die Gesellenausschüsse . Deshalb
waren wir der Meinung , man müsse den Nachdruck darauf
legen, daß von Reichswegen eine Regelung erfolgt , auch
wenn es noch etwas länger als zwei Jahre dauern sollte .
Deshalb ist der Antrag , den wir gestellt haben, sachlich
durchaus gerechtfertigt, und wenn er auch den Ideen
des Abg . Eichhorn entspricht, wie er sich geäußert hat , dann
kann ich ihm nur den Rat geben , seinen Antrag zugunsten
des unseren zurückzuziehen . Dann werden wir auch ein
einstimmiges Resultat erzielen.

Abg . ObGrcher: Wenn der Abg . Eichhorn dem Rate
des Kollegen Zehnter folgen würde , so wäre keine Ver¬
anlassung zu weiteren Debatten gegeben . Es hat ja zu
Anfang der heutigen Verhandlungen den Eindruck machen
müssen , als ob wir in kurzer Beratung über die Ange¬
legenheit weg kommen könnten ; denn es stand nach den
von den einzelnen; Parteien abgegebenen! Erklärungen
fest, daß wir in der Sache einmütig sind . Die Abkür¬
zung der Verhandlung ist nun unmöglich geworden durch
die Art , wie der Abg . Eichhorn die Stellungnahme seiner
Partei zu unserem Antrag begründet hat . Ich habe mit
dem Abg . Eichhorn verschiedentlich schon in Kommissionen
zusammengearbeitet. Hierbei hat es so den Eindruck auf
mich gemacht , daß der Kollege Eichhorn den ernsten Wil¬
len hat , der Sache zu dienen, und die Geschäfte zu för¬
dern . Den gleichen Eindruck kann das Auftreten des
Kollegen Eichhorn hier im Hause nicht machen . Die
Gründe für die Zwiespältigkeit zu erörtern , kann ich mir
versagen ; es mag sich jeder seine eigenen Gedanken hier¬
über machen . Ich möchte aber doch darauf Hinweisen ,
welche Folgen aus solcher Zwiespältigkeit entstehen könn¬
ten . Es könnte leicht die Möglichkeit entstehen , daß bei
dieser Art verschiedene Herren abgeschreckt werden, mit
ihm zu gehen . Für uns glaube ich aussprechen zu dürfen ,
daß jeder von uns bei allen hier zur Erörterung kommen¬
den Angelegenheiten gewillt ist, lediglich seiner Ein¬
sicht und seiner Ueberzeugung zu folgen . Das ist bisher
so gewesen , und zwar nicht nur im Landtag , sondern auch
bei der großen sozialen Arbeit , die der Reichstag, zum
großen Teil gegen die Sozialdemokraten , geleistet hat .
Wenn wir einen Antrag einbringen , oder über einen von
anderer Seit eingebrachten Antrag beraten , so halten wir
darauf , daß er so lautet , daß er von der Regierung auch
vollzogen werden kann . Das lediglich ist der Grund ,
weshalb einzelne Herren heute zu einer anderen Fassung
gekommen sind . Der Unterschied der beiden Anträge ist
in materieller Beziehung gar keiner, wohl aber in der
Form ein sehr erheblicher . Der zweite Antrag wurde des¬
halb eingebracht, weil wir uns nicht festlegen wollen, ob
Arbeits - oder Arbeiterkammern , und ferner , weil wir
der Großh . Negierung keine so engbegrenzte Frist setzen ,
sondern ihr freiere Hand geben wollen. Es ist nicht un¬
sere Meinung , daß die Regelung der ganzen Angelegen¬
heit hinaus geschoben werden soll, vielmehr ist als
äußerste Frist der Augenblick gesetzt , in dem feststeht , daß
eine reichsgesetzliche Regelung nicht zustande kommt . Wir
haben uns ja in dieser Frage gewissermaßen bereits in der
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Verfassungskommission festgelegt , indem verlangt wurde,
daß, falls eine gesetzliche Organisation der Arbeiter ge¬
schaffen werden würde, ihr auch eine Vertretung in der
Ersten Kammer eingeräumt werden soll . Verwahren
müssen wir uns aber dagegen, daß uns der gute Wille
beabredet wird . Ich werde für den zweiten Antrag
summen .

Abg . Süßkind : Vach den Ausführungen der Abgg.
Zehnter und Obkircher müssen wir erst recht an unserem
Antrag sesthalten Aus lauter Erwägungen kommen wir
nicht zum Gesetz . Diese Erwägungen sind bereits ins 16.
Jahr angelangt . Dieses Jahr haben wir den Antrag aufArb eit er kümmern gestellt , weil wir glaubten , daß
unser vor zwei Jahren gestellter Antrag auf Arbeits -
kammern es Ihnen angetan hätte, derart , daß Sie Ge¬
legenheit nahmen, gegen diesen Antrag zu stimmen.

Dem Abg . Zehnter möchte ich eines zu bedenken geben :
Ich bin überzeugt, daß er schon manches Urteil gefällt hat ,das vom Reichsgericht aufgehoben und znriickverwiesenwurde, und daß er nachher in der zweiten Sitzung ein
anderes Urteil , entsprechend der Ansicht des Reichsgerichts,begründen mußte . (Heiterkeit.) Gerade so ist es meinem
Fraktionskollegen Horst gegangen. Die Sache ist jetzt andie Instanz des Landtages zurückverwiesen . Weil wir
nun glaubten, mit Arbeiterkammern besser durchzudrin¬
gen , hat der Abg . Horst heute den Antrag aus Errich¬tung von Arbeiterkammern begründet , aber daran haltenwir nicht absolut fest. Wenn das Wort Arbeiterkammernes Ihnen angetan hat , so können wir ja wieder auf Ar¬beitskammern zurückkommen , rusr wollen wir Ihnen denWeg versperren, die Sache noch länger hinaus zu ziehen.Wir wollen eine Organisation schaffen, und wenn dieseauch später nicht die beste ist, nicht richtig funktioniert , sokann man ja später versuchen , sie zu verbessern.

Aus den Ausführungen des Abg . Zehnter haben wirgehört , wie die Situation im Reichstag ist. Man ist der
Ansicht , daß diese Neuorganisation eventuell eine sozial¬demokratische Institution werden könnte. Das ist nichtausgeschlossen, sogar möglich , aber das ist doch nicht derGrundgedanke. Nach der derzeitigen Zusammensetzungdes Reichstags wird auf absehbare Zeit keine Aussicht be¬stehen , daß die Wünsche auf Errichtring von Arbeits - oderArbeiterkammern erfüllt werden . Aus diesem Grundehaben wir diese Festlegung beantragt .

Der Abg . Binz hat gemeint, sie sei zu eng, zu sehr ein¬gespannt . Indes in der Zeit vorn 17 . Februar d . I . , wounser Antrag eingereicht wurde , bis heute, sind 6 Wo¬chen verstrichen . Da hätte die Zentrumsfraktion , die sichsonst so gern brüstet mit dem Interesse für die Arbeiter¬organisationen, sich ein Urteil bilden können. Sie muß¬ten sich ferner sagen , daß bei den diesjährigen Verhand¬lungen des Landtags die Frage der Arbeitskanrmern wie¬der auf der Tagesordnung erscheinen werde, um so mehr,als in der Zwischenzeit eine reichsgesetzliche Regelung nichterfolgt ist .
Ter Abg . Obkircher hat eingewendet, wir wünschten dieSache zu sehr sestzulegen . Ich gebe zu, daß wir nicht imJuristendeutsch unseren Antrag schrieben ; ob er abernicht, wenn er im Juristendeutsch eingebracht wordenwäre , allen möglichen und unmöglichen Ausflüchten, wiesie der Abg . Binz heute gebraucht hat , unterworfen wor¬den wäre, möchte ich dahin gestellt fein lassen . Nach IhremAntrag sind wir in zwei Jahren genau so weit wieheute.
Ter Abg . Obkircher hat noch die Liebenswürdigkeit ge¬habt , zu sagen , im Reichstag sei eine ganze Reihe sozialerGesetze gegen den Willen der Sozialdemokratie gemachtworden . Diese Gesetze hat man indes genau so gegen denWunsch und Willen der Sozialdemokratie gemacht .

wie es uns heute mit unserem Antrag geht. DerartigeWorte verfangen nicht mehr, auch nicht draußen .
Ter Abg . Zehnter hat ebenfalls seinerzeit bei der Be¬

sprechung der Kommission , betreffend den Arbeiterschutz ,die Liebenswürdigkeit gehabt, zu sagen , daß wir möglichstviel fordern , und daß wir hier Reden halten , ohne die
Absicht zu haben, etwas zui tun . Es mag vielleicht vor30 oder 40 Jahren so gewesen sein , daß einzelne Utopistenfür unsere Partei Propaganda gemacht haben . (Zuruf :Marx !) Marx war kein Utopist, das Zitat ist falsch.(Zuruf : Kommunistisches Manifest !) Es steht nicht imUrtext . Diesen Ausdruck bringt ein gewisser Adler , einGegner der Sozialdemokratie ; da haben Sie nicht ausder richtigen Quelle geschöpft. Unsere Wähler verlangenpraktische Arbeit von uns . Daß wir die tun , wird nie¬mand in diesem Hause bestreiten wollen. Baden ist fürverschiedene andere Sachen schon Versuchskaninchen ge¬wesen . Da kann man auch einmal in Arbeitsangelegen¬heiten das Versuchskaninchen sein . Dies würde auch fürdas Reich ein Ansporn sein . Wenn der Abg . Zehnterglaubt , daß Interessen von Arbeitgebern und Arbeit¬nehmern solidarisch seien, so irrt er sich. Hier ist dasMenetekel, wo niemals eine Einigung erzielt werden kann.(Beifall bei den Sozialdemokraten .)

Abg. Zehnter : Der Abgeordnete Süßkind hatgesagt , mein neuliches Zitat sei nicht authen -tisch. Ich habe nun hier das IV . Heft deroffiziellen sozialdemokratischen Bibliothek, in der alle wich¬tigen Dokumente der Geschichte der Sozialdemokratie zu¬sammengestellt sind . In diesem Heft findet sich die vonmir neulich zitierte Stelle auf Seite 83 in der Ansprache,welche im März 1860 die Zentralbehörde des Bundes derKommunisten an den Bund gerichtet hat . Dabei möchteich auch noch auf eine andere Stelle dieses Heftes, S . 87,Hinweisen , die ebenso charakteristisch wie die erst¬zitierte ist für die Ehrlichkeit , mit der die Väter der So¬zialdemokratie damals das Volk bedienten.
Abg . Lutz : Ich möchte mir erlauben , die literarischenKenntnisse des Abg . Zehnter zu ergänzen. (Abg . Zehnter :

Aber deutsch !) (Heiterkeit.) Gewiß Herr Kollege Zehnter ,ich werde deutsch und deutlich mit Ihnen reden . Er hatbehauptet, das Zitat rühre aus dem kommunistischen Mani¬
fest des Karl Marx her . Dessen bekanntes kommunisti-Manifest enthält aber diese Stelle nicht . (Abg . Zehnter :
Von Manifest habe ich nichts gesagt !) Wir mußten es
so verstehen . Das Zitat steht vielmehr in dem Aufrufvon Marx von London aus . Dieser ist aber für uns
heutige Sozialdemokraten nicht verbindlich.

Abg . Wittum : In materieller Beziehung will ich aufdie Anträge nicht eingehen , weil sonst von den Sozial¬demokraten 3 oder 4 Redner auf mich losgelasstn werden .Auf dieses Vergnügen verzichte ich gern . Ich schließe michden Ausführungen der Abgg. Binz , Zehnter und Ob¬
kircher an . Aber eine persönliche Bemerkung muß ich
machen . Der Abg. Eichhorn hätte gleich sagen können,daß es der Abg. Wittum war , der die Aeußerung ge¬braucht hat von dem Triurphwagen der Sozialdemo¬kratie . Heute früh auf dem Bahnhof in Pforzheim habe
ich zu einem Abgeordneten des Zentrums , ausgehend von
der Ansicht , daß die Einführung von Arbeitskammern
Reichssache sei , und daß wir uns von den Sozialdemo¬kraten nicht durch Bestimmung einer Frist die Pistole aufdie Brust setzen lassen dürfen, gesagt, ich lasse mich nichtvor den Triumphwagen der Sozialdemokratie spannen .Dabei bleibe ich. Dies ist eine private Aeußerung , die
niemand etwas angeht. Im übrigen werde ich mir über¬
legen müssen , ob ich künftig überhaupt erster Klasse
fahren werde. Ich werde lieber dritter Klasse fahren in
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der Ueberzeugung , daß ich dort einem sozialdemokratischen
Landesboten nicht begegnen werde . (Große Heiterkeit . )

Abg . Eichhorn : Wenn man kein böses Gewissen hat ,
braucht man die Gegenwart eines sozialdem . Abgeordneten
nicht zu scheuen . Der Abg . Obkircher hat mir den Vor¬

wurf einer gewissen Zwiespältigkeit gemacht bezüglich
meines Auftretens in der Kommission und hier im Hause .
Ich war von einem zu großen Optimismus geleitet , wenn

ich glaubte , daß ein politischer Gegner in allen Fragen
seine Worte so meint wie er sie sagt . Ich habe in der

Regel mein Herz auf der Zunge . Heute früh hatte ich
die Empfindung , daß Sie gegen unfern Antrag stimmen ,
nur war ich ans die Begründung neugierig . Jetzt bei
Ihrem Antrag fällt es mir wie Schuppen von den Augen .
Man kann sich nicht an den soz . Triumpfwagen spannen ,
tzi-Zo sucht man eine Hintertür . Da wundern Sie sich
über mein Auftreten in der Kommission , und daß dieses
scheinbar im Widerspruch stehe mit dem Bestreben der

Kommission , praktische Arbeit zu leisten . Ich werde mir

daraufhin überlegen , ob all das , was von den Herren in
den Kommissionssitzungen gesagt wird , auch so zu nehmen
ist , wie es gesagt wird . Der Abg . Zehnter ergebt jeden¬
falls selbst nicht den Anspruch darauf , daß die Zitate
aus dem Jahre 1850 in irgend einer Weise die heutige
Sozialdemokratie berühren . Es stehen diese Zitate allerdings
in einer Broschüre , die in einem offiziellen sozialdem . Verlag
erschienen ist . Ich kann dem Abg . Zehnter verraten , daß
auch zurzeit in einem sozialdemokratischen Verlage eine

Broschüre erscheint , nämlich „ Dokumente des Sozialis¬
mus "

, die auf den klassischen Sozialismus zurückgehen ,
ohne daß man deshalb sagen kann , daß das , was darin

gesagt ist , für die heutige Sozialdemokratie gilt . Es
handelt sich dabei um Abhandlungen mit rein histori¬
schem Charakter . Der Abg . Zehnter war es aber , der
in der Kulturkampfdrbatte mit Pathos ausrief : „ Halten
Sie uns doch nicht immer das Mittelalter vor , wir sind
moderne Menschen .

" Wenn Sie auf diesem Standpunkt
stehen , dann halten Sie auch uns nicht Dinge vor , die in
der Revolutionszeit und in einer Zeit vorkgeommen sind , wo
die Sozialdemokratie noch nicht bestand . Wenn wir Doku¬
mente aus der Vergangenheit ^ des Zentrums suchen woll¬
ten , könnten wir Berge finden , sogar aus der neuesten
Zeit . Ich erinnere nur an die Stellung des Zentrums
zur Militärvorlage und die Aussprüche von Windhorst
und Reichensperger namentlich über die Schule . Also
kommen Sie uns ja nicht mit Zitaten , Sie könnten uns
sonst reizen , uns zu revanchieren , und das würde nicht zu
Ihrem Vorteil ausfallen .

Abg . Obkircher : Es sind lediglich die Aeußerungen der

Abgg . Eichhorn und Süßkind , welche mich veranlassen ,
das Wort zu ergreifen . Der Abg . Eichhorn hat sich
darüber etwas aufgeregt , daß ich von einer gewissen
Zwiespältigkeit in seinem Auftreten in der Kommission
und seinem Auftreten hier in diesem Hause in der öffent¬
lichen Verhandlung gesprochen habe . Er will sich da¬

gegen wehren , tut es aber in der Art , daß er den Spieß
umdreht und sagt , er habe bisher immer die Meinung
gehabt , daß der politische Gegner seine Worte so wähle ,
wie er sie meine . Diese Meinung , die er bisher gehabt
hat , ist durchaus berechtigt gewesen , er hat aber auch nicht
die Spur eines Nachweises dafür zu erbringen vermocht ,
daß er diese Meinung für die Zukunft ändern müsse , er
hat sich lediglich mit der Behauptung begnügt , daß er
seine bisherige Meinung in Zukunft nicht mehr haben
werde . Ich dagegen habe für meine Behauptungen Be¬

weise erbracht , dafür sind die Mitglieder der Kommission
und die Mitglieder dieses Hauses Zeugen . Es ist
richtig , eine Kommissionsberatung hat nicht statt¬
gefunden ; daß die einzelnen Herrn , die dm zweiten

Antrag zu Stande gebracht haben , sich erst heute
früh über den Wortlaut geeinigt haben , kann

nicht auffallend sein . Der Abg . Süßkind meint , wir

hätten uns schon lange darüber besinnen können . Es ist
eine alte Erfahrung und Gepflogenheit im parlamen¬
tarischen Leben , daß zuerst über die Materie die Gedanken

gesammelt werden und die Entschließung vorbereitet wird ,
die genaue Fixierung aber erst im letzten Augenblick ge¬
macht wird , weil im letzten Augenblick jeder mit seiner

Meinung fertig ist . Die Besprechungen , die stattgefunden
haben , und die der Abg . Eichhorn als wunderbare Zu¬
fälle in den Kommissionszimmern bezeichnet hat , haben
sich so abgespielt , wie ich vorhin betont habe , etwas Be¬

denkliches kann dabei nicht gefunden werden . Aus dem

ernsthaften Willen heraus , einen Antrag in die Form zu
bringen , wie cs schließlich geschehen ist , haben wir die

Verhandlungen gepflogen und sind dabei zu dem bekannten j
Ende gekommen . Der Abg . Eichhorn hat gesagt , unser !

Antrag bedeute nur einen Ausweg in dem Bestreben , uns s
nicht vor den sozialdemokratischen Triumpfwagen spannen t

zu lassen . Das ist nicht wahr und bereits genugsam von s
uns und dem Zentrum widerlegt worden . Dazu haben
wir keinen Anlaß , weil ein solcher Triumpfwagen über¬

haupt hier noch nicht gefahren worden ist und auch heute
nicht gefahren wird .

Abg . Fehrenbach : Die Tatsache eines vom Zentrum
und den Nationalliberalen gemeinsam gestellten Antrages l

und die von Wittum wiedergegebene Aeußerung scheint !

von Eichhorn dazu benutzt werden zu wollen , daraus

Schlüsse auf eine gewisse Nichternstlichkeit unsrer z
Stellungnahme zu ziehen . Dem gegenüber will ich ein - '

gehend die Tatsachen , die darauf Bezug haben , erörtern . !
Wir hatten in der Zentrumsfraktion , alsbald nachdem der ^
sozialdemokratische Antrag im Druck vorlag , die Sache
beraten und auf das Referat des Kollegen Zehnter hin
damals beschlossen , nach den zwei Richtungen , die heute

genügsam erörtert worden sind , eine andere Fassung zu
wählen . Mit den Kollegen der nationalliberalen Partei ist

gar nichts geschehen , als daß vorgestern nach Schluß der

Kommissionssitzung der Abg . Binz mich fragte , wie wir

uns zu dem Antrag stellten . Bei der beiderseitigen Aus¬

sprache stellte sich heraus , daß wir beide die gleichen Be¬
denken haben , und da habe ich den Abg . Binz wegen
einer gemeinsamen Fassung auf heute früh an den Koll .

Zehnter gewiesen . Das ist sehr natürlich gewesen , denn i
wenn man etwas erreichen will , dann ist von einer >

gemeinsamen Operation mehr zu erwarten , als von einer .

auseinandergehenden . Und wenn der Abg . Eichhorn der j
Ansicht ist , daß wir im wesentlichen das Gleiche wollen , '

so wäre es viel angezeigter gewesen , zu Gunsten dieses
formell richtig gestellten Antrages seinen Antrag zurück¬

zuziehen . Dann wäre durch eine gemeinsame Operation
des Hohen Hauses den wirklichen Interessen des Arbeiter¬

standes mehr gedient gewesen , als durch die Art , wie die

Debatte sich heute entspannen hat . Es kann also die

Art und Weise , wie die Sache zu Stande gekommen ist ,
das Tageslicht wohl vertragen , und irgend welche Ver¬

dächtigungen in dieser Art müssen bei ehrlichen Leuten

von vornherein auf den Boden fallen . Wenn uns mit

einem Zitatenschatz Furcht gemacht werden will , so fürchten
wir uns davor nicht , es kann nicht alles , was zu irgend
einer Zeit von Angehörigen des Zentrums vertreten wor¬

den ist , durch alle Zeiten hindurch eine ewig sichere Wahr¬
heit sein (Abg . Eichhorn : Aber bei uns !) Aber ehrlich
war es jedenfalls immer gemeint , und mildem , was wir

anstreben , und mit dem , wie wir uns geben , können wir

uns vor unfern Wählern und vor unserm Lande sehen

lassen .

Abg . Horst verzichtet aus das Schlußwort .



Zu dem Abänderungsantrag erhält das Schlußwort
Abg . vr - Biuz : Ich möchte feststellen , daß es

lediglich sachliche Gründe gewesen sind , welche die Ein¬
bringung des zweiten von uns gestellten Antrags ver¬
anlaßt haben . Die Meinung , die von der sozialdemokra¬
tischen Pariei in leidenschaftlicher und verletzender Form
vertreten worden ist , als ob es sich um unehrliche Mani¬
pulationen handle , ist bereits von den Vorrednern zurück¬
gewiesen worden , und ich möchte mich den diesbezüglichen
Ausführungen nur anschließen . Ich habe selbst , nachdem
der sozialdemokratische Antrag eingebracht , nach alter Ge¬
pflogenheit innerhalb meiner Fraktion und mit Angehörigen
anderer Fraktionen Rücksprache genommen und gefunden ,
daß überall die Auffassung besteht , es sei notwendig ,
daß endlich im Reich der Berufsorganisation der Arbeiter
» ähergetreten werde .

Wir haben die Ueberzeugung , daß der Antrag
der sozialdemokratischen Partei nach Form und Inhalt
nicht geeignet ist , den angestrebten Zweck zu erreichen . Aus
die einzelnen aus der Mitte der sozialdemokratischen
Partei heute erhobenen Vorwürfe null ich nicht eingehen .Nur möchte ich gegenüber dem Abg . Süßkind daraus
Hinweisen , daß seine Behauptung , die Kommission und
das Hohe Haus habe auf dem letzten Landtag in dem
Antrag der sozialdemokratischen Partei bedenklich gefunden ,daß der Vorschlag auf Errichtung von Arbeitskammern
und nicht von Arbeiterkammern ging , unwahr ist . Wem
es wirklich ernst damit ist , daß nach Maßgabe der Ver¬
hältnisse so bald als möglich setwas erreicht wird , sollte
unserm Antrag zustimmen . ,

Der Antrag der Abgg . Eichhorn und Genossen wird
hierauf mit allen gegen 11 Stimmen abgelehnt , der
Eventualantrag Binz , Zehnter und Genossen einstimmig
angenommen .

Zu Punkt 2 der Tagesordnun berichtet
Abg . Franz : Die Gemeinderäte von Neuenburg und

Steinenstadt wenden sich wiederholt an die Zweite Kam¬
mer mit der Bitte , es möge der in der Nähe des Bahn¬
hofs Neuenburg östlich der Güterhalle im März 1899
auf Empfehlung der Landstände genehmigte und einge¬
richtete Fußüberganq in einen fahrbaren Bahnübergangerweitert werden . Dieser Bahnübergang würde die zweck¬
mäßigste Verbindung der lechen Stadtteile Herstellen , eine
einfachere direkte Zufahrt von Steinenstadt nach dem
Bahnhof Neuenburg und der Landstraße Neuenburg -
Müllheim ermöglichen und endlich , was besonders zurZeit der Ernte bei plötzlich eintretender ungünstiger Witte¬
rung von größtem Wert sei . der kürzeste Verbindungs¬
weg der beiderseits der Bahn gelegenen Wiesen und Felder sein , soweit diese Eigentum der in der Nähe befind¬
lichen Hauseigentümer sind . Gegen die Wiedereröffnungdes Fußübergangs habe seinerzeit die Großh . General¬
direktion dieselben Bedenken geltend gemacht , wie nun¬
mehr gegen den gewünschten erweiterten Bahnübergang .
Dennoch sei seit Erstellung des elfteren nicht die geringste
Betriebsstörung oder sonstige Benachteiligung für die Bahn
entstanden . Der Bahnübergang verursache auch gar keine
Kosten , da die Gemeinde bereit sei , dieselben zu tragen .Die Zweite Kammer habe 1902 die Bitte der Stadt
Neuenburg der Großh . Regierung zur Kenntnisnahme
überwiesen in dem Sinne , daß , sobald die lieber - oder
Unterführungen an der Hauptbahn fertig gestellt worden
seien , eine solche in Neuenburg erwogen werden sollte .Damit sei aber die Angelegenheit auf unabsehbare Zeit
verschoben ; es würden noch Jahrzehnte vergehen , bis die
Niveauübergänge an der Hauptbahn beseitigt werden .Es sei ferner auch geradezu eine VeNchw 'ndiing . wenn

man wegen der paar Züge eine teuere Unter - oder Ueber -
führung machen wolle .

Die Kommission hat sich mit der Frage nochmals ein¬
gehend besaßt . Seitens der Großh . Regierung wurden
die alten Bedenken ausrecht erhalten , nämlich die Be¬
fürchtung , daß die Ochsen - und Kuhfuhrwerke , die in der
betreffenden Gegend hauptsächlich verwendet werden , nicht
rasch genug über die Gelefie kämen , und daß der Weg¬
übergang auch beim Nanguren der Züge sehr hinderlichwäre - Jedoch sei die Herstellung des Niveauübergangs
nicht gerade unmöglich .

Die Kommission hält dafür , daß dem Verlangen der
Petenten entsprochen werden kann . Der Umweg , den die
Landleute zur Zeit der Heu - und Fruchternte zu machenhaben , fällt besonders bei eintretender schlechter Witterungschwer ins Gewicht . Ebenso würden die Bewohner von
Steinenstadt einen viel näheren Weg an den Bahnhofund auf die Landstraße nach Müllheim erhalten . DieBedenken der Großh . Generaldirektion sind nicht ausschlag¬gebend , da täglich nur zwei Güterzüge auf der Station
rangieren , während die Personenzüge nur einen kurzenHalt dort haben und kaum bis an den Uebergang heran¬reichen . Da jetzt schon eine Bedienung des Fußübergangsdurch einen Wärter vorhanden ist , so würde diese nicht
mehr Zeit . Mühe und Kosten verursachen bei einem fahr¬baren Uebergang , zumal der Verkehr über diesen nichtso übermäßig groß sein wird , daß eine Stockung eintretenkönnte . Wenn Kuh - und Ochsenfuhrwerke nicht rasch
genug Über die Bahngeleise kommen können , so muß maneben die Barriere früher schließen lassen . Die Petentenwurden auf ihre letzte Eingabe damit vertröstet , daß , so¬bald die Ober - oder Unterführungen an der Hauptbahn
beendigt seien , auch die Nebenbahnen damit versehenwerden sollten . Da jedoch elfteres erst in einer Reihevon Jahren geschehen sein und mithin der für die Ge¬
meinde äußerst mißliche Zustand sich in unabsehbare
Länge ziehen wird , sollte der Bitte der beiden Gemeinden
stattgegeben . werden , die einem dringenden Bedürfnis nach
recht baldiger Abhilfe entspricht .

Die Kommission stellt deshalb den Antrag :
Hohe Zweite Kammer wolle die Petition der

Gemeinden Neuenburg und Steinenstadt der Großh .
Regierung empfehlend überweisen .

Bei der Beratung über diesen Antrag ergreift zunächstdas Wort :
Betriebsdirektor Engter will zunächst einige Bemer¬

kungen zu der nicht in allen Punkten zutreffenden
Darstellung der Verhältnisse in Neuenburg machen . Sta¬tion Neuenburg hat jetzt schon vier Uebergänge , drei be¬
fahrbare und einen Fußweg , die befahrbaren Uebergängeliegen allerdings ziemlich an den Enden der Stations -
anlage , etwa 8o0 Meter von einander entfernt . In derMitte etwa der Station liegt der Fußweg , der jetzt in einen
befahrbaren Uebergang umgewandelt werden soll . DieseUmwandlung , wenn sie auch keine erheblichen Baukostenbedingt , ist aber keineswegs ganz ohne weitergehende Be¬
deutung . Denn nicht nur in ganz Deutschland , sondernauch darüber hinaus sticht man jetzt überall die Niveau¬
übergänge ihrer hinreichend bekannten Uebelstände wegenzu beseitigen . Es finden nächstens Verhandlungen der
deutschen Eisenbahnverwaltungen , in Berlin beim Reichs¬eisenbahnamt statt , anläßlich deren auch über einen An¬
trag beraten werden soll, die vorhandenen Niveauüber¬
gänge zu beseitigen und neue nicht mehr zuzulassen . Daßbei dieser Sachlage und bei den großen Unbequemlichkeitenund Gefahren , die Niveauübergänge , und ganz besondersbefahrbare , mit sich bringen , die Regierung der vorliegen¬den Frage gegenüber bisher eine ablehnende Haltung ein¬
genommen hat , liegt nahe . Zwischen Fußmegübergangund Fahrwegübergang ist ein großer Unterschied . Die
Beschotterung der Uebergänge muß immer und immer wie-
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? der gelockert werden infolge der Unterhaltung der durch -
e ziehenden Gleise. Die Beschotterung kann aber auch bei
! größter Sorgfalt nicht sofort wieder so festgepreßt wer-

den, daß Eindrücke von den Rädern darüber fahrender' Fahrzeuge ganz vermieden bleiben. Ist nun ein solches
Fuhrwerk nicht gut bespannt, so kann Steckenbleiben und

' die damit verbundenen Gefahren leicht eintreten . Zwei-
j fellos erfordert aber ein befahrbarer Niveauübergang

auch größere Sorgfalt hinsichtlich der Schraubenbedienung ,
als ein Futzwegübergang . Wird der fragliche Fußweg¬
übergang in einen befahrbaren Uebergang verwandelt , so
muß entweder Bedienung an Ort und Stelle und damit
eine Personalvermehrung eintreten , oder aber ein
Weniger an Sicherheit in Kauf genommen werden. Bei
fahrbaren Niveauübergängen haben wir schon zahllose Un¬
fälle gehabt. In der Eingabe heißt es auch, die neue

^ Straße werde die zweckmäßigste Verbindung zwischen dem
nördlichen und südlichen Stadtteil bilden. Dies ist un¬
zutreffend . Am nördlichen Stadtteil würde die grad¬
linige Verlängerung des neuen Weges 120 Meter , am
südlichen 250 Meter Vorbeigehen , Weder im nördlichen,
noch im südlichen Stadtteil liegen Häuser, die durch den
neuen Uebergang eine kürzere fahrbare Verbindung er¬
zielten als bisher . Hinsichtlich der landwirtschaftlichen
Gebiete könnte eine Abkürzung nur für einen kleinen Teil
des nordöstlichen Stadtteils herauskommen, und zwar von
höchstens 10 Minuten . Die Abkürzung für den Zugang
von Steinenstadt zum Bahnhof beträgt nur etwa 450
Meter . Dabei muß immer im Auge behalten werden,
daß für Fußgänger alle vorerwähnten Abkürzungen schon
heute bestehen . Die Regierung verhielt sich dem Wunsche
gegenüber bisher ablehnend, weil sie ein dringendes Be¬
dürfnis für die Herstellung nicht für vorliegend erachten
konnte. Sie fürchtet außerdem auch die Konsequenzen
einer nicht durch hesondere Dringlichkeit gebotenen Durch¬
brechung des Prinzips , keine neuen Niveauübergänge
mehr herzustellen. Wir sind aber gerne zu einer noch¬
maligen Prüfung der Angelegenheit bereit und bestrebt ,
den Wünschen , soweit möglich , Rechnung zu tragen .

Abg . vr . Blankenhoru : Die Bevölkerung von Neuen¬
burg und Steinenstadt ist entgegengesetzter Meinung wie die
Regierung . Sie hält ein dringendes Bedürfnis für vor¬
liegend. Bei den eingehenden Erörterungen im Bericht

kann ich mich kurz fassen . Bei der ersten ähnlichen Pe¬
tition war die Regierung bereit, einen weiteren fahr¬
bahren Uebergang herzustellen . (Redner verliest eine Stelle s
aus einem früheren Bericht, wonach die Regierung schon -
damals einen derartigen Uebergang angeboten hat .) Ich
kann es nur billigen, wenn man aus Sicherheitsgründen
bestrebt ist , neue Niveauübergänge zu vermeiden und
Ueber- oder Unterführungen zu machen . Aber die Ver¬
hältnisse in Neuenburg liegen so , daß ein neuer Ueber¬
gang dringend nötig ist . In Heidelberg ist an einer *
viel verkehrsreicheren Stelle auch ein Niveauübergang ge¬
macht worden . Das ist auch in Neuenburg möglich . Ich
habe den Weg mit der Uhr abgeschritten , der Umwegs
beträgt nicht 10 , sondern 15 Minuten. Ich bitte die
Herren Kollegen , dem Kommissionsbeschluß einstimmig
zuzustimmen , und ich hoffe, die Regierung wird ein Ein¬
sehen haben und unfern Wünschen gerecht werden .

Die Beratung wird hierauf geschloffen.
Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlußwort .
Der Antrag der Kommission wird einstimmig ange¬

nommen.
Ziffer 3 der Tagesordnung wird wegen Unwohlseins -

des Berichterstatters abgesetzt.
Der Präsident wünscht dem Hause vergnügte Feiertage

und schließt die Sitzung kurz vor 12 Uhr mittags .

* Karlsruhe , 26 . März. 52 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer . Tagesordnung auf Montag
den 11 . April 1904 , nachmittags 4 Uhr :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
1 . Beratung des Berichts der Budgetkommisston über das

Budget des Ministeriums der Justiz , des Kultus und Unter¬
richts für 1904 und 1905 Titel XI der Ausgabe : Wissen-
schäften und Künste . — Drucksache Nr . 13 ä . — Berichterstatter:
Abg . Obktrcher .

2 . Beratung des Berichts der Budgetkommisston über bas
Budget desselben Ministeriums . Titel X der Ausgabe : Unter-
rtchtswesen. I . Höhere Unterrtchtsanstalten . — Drucksache
Nr . 13 o (I ) . — Berichterstatter : Abg . Obkircher .

Berantwortltch für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : vr . Karl Schweickerr .
Druck und Berlag der G . Braun 'schen Hofbuchdruckeret . Beide in Karlsruhe .
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